
Hände weg von Rojava!
Lukas Müller

Seit  Montag hat  der türkische Staat  unter Führung des Diktators Recep
Tayyip Erdogan von Trump grünes Licht:  Die USA werden sich aus dem
Nordosten Syriens vollständig zurückziehen und der Türkei freie Hand für
einen Krieg gegen die Kurd_Innen in Rojava lassen.

Nachdem die USA die Kurd_Innen für den Kampf gegen den sogenannten
„Islamischen Staat“ einige Zeit unterstützt haben, wurden diese nun fallen
gelassen. In den Augen von Trump haben die Kurd_Innen ihre Rolle gespielt:
Der IS ist für Amerika keine direkte Gefahr mehr und der Stellvertreterkrieg
gegen  Assad  und  Russland  ohnehin  verloren.  Interesse  an  einer
Unterstützung  des  basisdemokratischen,  feministischen  und
internationalistischen Projekts Rojava hatten die USA sowieso nie. Warum
also einen Konflikt mit dem NATO-Partner Türkei riskieren, der schon seit
Monaten klar macht, dass er sich von einem weiteren Krieg nicht abhalten
lassen wird?

Aus  der  Administration  von Erdogan wurde diese  Woche verkündet,  der
Krieg werde in Kürze beginnen. Die Türkei kann dabei auf die Unterstützung
allermöglichen islamistischen Milizen zählen, welche bereits im letzten Jahr
Seite  an  Seite  mit  türkischen  Truppen  den  Krieg  gegen  die  kurdische
Bevölkerung des Kanton Afrin führten. Nichts ist Erdogan mehr ein Dorn im
Auge,  als  das  in  den  Wirren  des  syrischen  Bürgerkriegs  entstandene
kurdische  Autonomieprojekt.  Zu  groß  ist  für  ihn  die  Gefahr,  die
Unabhängigkeit der syrischen Kurd_Innen werde die kurdische Minderheit
im eigenen Land stärken und den gemeinsamen Kampf gegen Unterdrückung
und für einen eigenen Staat, ein freies Kurdistan, neu entfachen.

Das Projekt Rojava ist in dieser Form auf der Welt etwas Einmaliges, gerade
für den Nahen Osten. Auch wenn es kein wirklich sozialistisches Projekt ist,
das heißt ein Projekt unter dem der Privatbesitz an Land, Rohstoffen und
Maschinen vergesellschaftet ist, so ist es doch der Versuch die Gesellschaft
basisdemokratisch und im Interesse aller zu organisieren. Rojava verfügt auf
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verschiedenen Ebenen über eigene Frauenstrukturen und hat den Anspruch
diese in der Gesellschaft gleichberechtigt zu stellen. Außerdem versuchen
die Kurd_Innen explizit alle anderen ethnischen und religiösen Gruppen der
Region  in  das  Projekt  und  die  Strukturen  miteinzubeziehen  –  eine
Grundbedingung, um Frieden im Nahen Osten zu schaffen. Die Niederlage
des Projekts wäre deshalb nicht nur ein schmerzhafter Rückschlag für die
Kurd_Innen und ihren Befreiungskampf, es wäre eine Niederlage für den
gesamten Nahen Osten und alle fortschrittlichen Kräfte auf der Welt.

Das  Gebot  der  Stunde  ist  nun  weltweit  und  massenhaft  Solidarität  zu
organisieren und praktisch werden zu lassen.  Nur mit  vereinten Kräften
haben  die  Genoss_Innen  vor  Ort  eine  Chance  zu  bestehen.  Lasst  uns
Öffentlichkeit schaffen und Druck auf die Regierungen ausüben.

Hände weg von Rojava! Kein türkischer Einmarsch in Nordost-Syrien!

Solidarität mit den Menschen und Kämpfer_Innen vor Ort!

Für den Abzug aller Truppen aus Syrien! Kein Vertrauen in die USA oder
andere Mächte!

Für weltweiten und massenhaften Widerstand zur Verteidigung des Projekts!

Offene Grenzen statt  Hölle von
Moria!
Am Sonntag brach im Geflüchtetencamp Moria auf der griechischen Insel
Lesbos ein gewaltiges Feuer aus. 2 Wohncontainer standen in Flammen und
rissen mindestens 2 Menschen – eine Mutter mit ihrem Kind – in den Tod. Die
Bewohner_innen des für 3000 Menschen ausgelegten und aktuell von ca. 13
000  Menschen  bewohnten  Camps  reagierten  mit  Protest  und
Ausschreitungen. Die Repression ließ nicht auf sich warten: Während also

https://onesolutionrevolution.de/offene-grenzen-statt-hoelle-von-moria/
https://onesolutionrevolution.de/offene-grenzen-statt-hoelle-von-moria/


das Feuer wütete, griff die griechische Polizei die Menschen zusätzlich mit
Tränengas  an.  Auf  weiterhin  täglich  stattfindende  Proteste  reagierte
Griechenlands neue konservative Regierung mit einer massiven Verstärkung
der auf der Insel stationierten Polizeieinheiten.

Das Camp Moria wurde aufgrund der unmittelbaren Nähe der Insel Lesbos
zur Türkei seit 2015 schnell zum „Hotspot“. Seinen berüchtigten Ruf erhielt
die  „Hölle  von  Moria“  aufgrund  der  haltlosen  Überbelegung  und  der
unmenschlichen Zustände im Inneren. Bewohner_innen berichteten mehrfach
von stundenlangen Warteschlangen für Mahlzeiten, miserablen hygienischen
Zuständen  und  brutaler  Gewalt.  Frauen,  Kinder  und  Angehörige
unterdrückter Minderheiten wie zum Beispiel Kurd_innen leiden besonders
unter den katastrophalen Zuständen.

Die seit der Etablierung des sogenannten EU-Türkei-Deals zurückgegangene
Anzahl von Neuankünften schoss in den letzten Monaten erneut in die Höhe
und erreichte Ausmaße, wie sie zuletzt 2015 verzeichnet wurden. Allein im
September schafften es ca.  4800 Menschen von der Türkei auf die Insel
Lesbos. Daneben existieren jedoch auch viele weitere griechische Inseln in
der Umgebung, an deren Küsten täglich Boote ankommen. Wir vermuten,
dass  die  vielen  Neuankünfte  ihren  Ursprung  in  den  angespannten
Beziehungen zwischen der Türkei und der EU haben. So könnte Erdogan mit
einer Lockerung des EU-Türkei-Deals drohen, also bewusst mehr Menschen
aus der Türkei nach Griechenland durchlassen, um die EU unter Druck zu
setzen,  ihm bei  seinen  Invasionsplänen  in  Syrien  nicht  in  die  Suppe  zu
spucken.

Weiterhin werden täglich Menschen in das ohnehin überfüllte Moria-Camp
deportiert.  Die  Lage  vor  Ort  spitzt  sich  deshalb  weiter  zu  und  die
Protestierenden fordern eine Überführung auf das Festland. Griechenlands
Regierungspartei  „Nea  Dimokratia“  reagiert  mit  Repression  und
Asylrechtsverschärfungen,  so  wie  sie  es  auch  in  ihrem  rassistischen
Wahlkampf  angekündigt  hatte.  Eine  Krisensitzung  des  Ministerkabinetts
beschloss  10  000  Menschen  wieder  in  die  Türkei  abzuschieben  und
geschlossene Gefängnisse für abgelehnte Asylsuchende zu errichten. Anstatt
sich den unmenschlichen Zuständen in Moria anzunehmen und den Leuten



Schutz  vor  Verfolgung,  Krieg  und  Armut  zu  gewähren,  setzt
Ministerpräsident  Mitsotakis  auf  den  Ausbau  der  Festung  Europa  und
schnelle Abschiebungen. Rückendeckung erhält er dabei von Politiker_innen
der EU, wie zB. auch vom deutschen „Heimatminister“ Horst Seehofer.

Linke,  Antifas,  soziale  Bewegungen  und  vor  allem  die  Gewerkschaften
müssen  den  Protesten  in  Moria  nun  zur  Seite  stehen  und  gemeinsam
Widerstand gegen die „Nea Diktatura“ aufbauen. Gründe dafür gibt es viele:
So ließ Mitsotakis in seiner kurzen Amtszeit bereits mehrere besetzte Häuser
in Athen räumen und schaffte das nach der Militärdiktatur 1982 etablierte
„Universitäts-Asyl“  ab.  Seine  Politik  ist  es,  die  bereits  von  der  Syriza-
Vorgängerregierung  eingeführten  Repressionsmaßnahmen zu  verschärfen.
Auf gemeinsame Großdemos müssen deshalb Streiks in Betrieben, Unis und
Schulen  folgen,  um die  von  Mitsotakis  und EU-Minister_innen geplanten
Abschottungs-, Abschiebe und Sparmaßnahmen zu stoppen. Wir fordern:

Schluss  mit  der  „Hölle  von  Moria“!  Wohnungen  statt  überfüllter
Container! Für sofortige dezentrale Unterbringungsmaßnahmen!

Volle  Staatsbürger_innenrechte  für  alle!  Für  die  Aufnahme  aller
Geflüchteten  in  die  Organisationen  unserer  Klasse,  statt
nationalistische  Spaltung!

Für die Rücknahme aller rassistischen und repressiven Maßnahmen
der  Nea-Dimokratia-Regierung und den sofortigen  Stopp des  EU-
Türkei-Deals!

Fähren statt Frontex und offene Grenzen statt Festung Europa!



Iran-Krise:  Vor  einem  neuen
Krieg?
Jonathan Frühling

18.07.2019

Hintergrund der aktuellen Krise

Als Trump an die Regierung kam hat er den sogenannten „Iran-Deal“, der
eine atomare Aufrüstung des Iran verhindern sollte, aufgekündigt. Damit ist
im sogenannten „Nahen und Mittleren Osten“ ein alter Krisenherd wieder
neu  entflammt.  Die  USA hat  die  2015  aufgehobenen  Sanktionen  wieder
eingeführt und droht jedem Land ebenfalls mit Sanktionen, welches mit dem
Iran Handel treiben will.

Der Iran ist der USA seit 1979 ein Dorn im Auge, nachdem nämlich eine
religiöse Bewegung die USA-treue Regierung unter dem letzten iranischen
Shah hinwegfegte und eine islamische Republik errichtete. Bis heute ist das
rohstoffreiche Land mit einer jährlichen Wirtschaftsleistung von 430 Mrd.
US-Dollar  (BIP)  ein  regionaler  Machtfaktor,  der  den  US-Interessen
entgegensteht. Durch ein gezieltes Eingreifen in regionale Konflikte konnte
der  Iran mehr und mehr Einfluss  gewinnen,  sodass  sich die  bestehende
Ordnung im „Nahen Osten“ zu Ungunsten der USA verändern könnte. So hat
der  Iran  tausende  Soldaten  in  Syrien  stationiert,  die  das  mit  den  USA
verfeindete Assad-Regime im Krieg unterstützen und mit der libanesischen
Hisbollah zusammenarbeiten. Zudem unterstützt der Iran die Huthi-Rebellion
gegen das US-gestützte Regime von Hadi im Jemen. Auch der bis 2011 von
den USA besetzte Irak droht  Trump mehr und mehr außer Kontrolle  zu
geraten. Gerade auch durch die „Popular Mobilization Forces“, die im Kampf
gegen den IS wiedergegründet wurden, kann der Iran im Irak an Einfluss
gewinnen. Mit seinen zahlreichen Öl- und Gasfeldern hat der Iran ferner
auch eine wichtige geostrategische Bedeutung: So könnte der Iran z.B. die
Meerenge von Hormus schließen, durch die ein Großteil des Öls aus der
gesamten Region abtransportiert wird.
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Neue Blockbildung

Der  Iran  nervt  die  USA  aber  nicht  nur  wegen  seiner  regionalen
Interventionen sondern weil er auch zu den engen Verbündeten des größten
US-amerikanischen Konkurrenten zählt.  Denn schaut man auf die Import-
und Exportzahlen, zeigt sich ein reger Handelsaustausch zwischen dem Iran
und China.  27,4% der  Exporte  gehen  nach  China,  27,8% der  Einfuhren
kommen  daher.  Öl,  Gas  und  auch  die  Relevanz  des  Irans  in  Chinas
„Seidenstraßenprojekt“, also den Ausbau von Handelswegen, in den „Nahen
Osten“ und bis nach Europa, spielen dabei eine entscheidende Rolle. Gerade
jetzt  in  Zeiten  der  verschärften  Konkurrenz  zwischen  den  wichtigsten
imperialistischen Akteuren steigt deshalb auch der Druck. So kam es bereits
zu  einer  offiziellen  Warnung  an  die  USA  seitens  der  chinesischen  und
russischen Regierungen.

Der Iran wird damit also auch zum Schauplatz im Konflikt zwischen der USA
and England auf der einen und China und Russland auf der anderen Seite.
China  und  Russland  stellen  dabei  keinesfalls  „die  Guten“  dar.  Sie  sind
letztlich nur die andere Seite der imperialistischen Medaille. Das zeigt sich
auch daran, dass z.B. Russland ebenso bereit ist, ganze Länder für seine
Interessen zu zerstören,  wie man momentan in  Syrien sehen kann.  Eine
russische Militärintervention im Alleingang ist in diesem Konflikt allerdings
unwahrscheinlich,  weil  eine  ernstzunehmende  Intervention  wohl  die
schwachen wirtschaftlichen Kräfte Russlands übersteigen würde. Auch eine
chinesische Intervention scheint unwahrscheinlich, weil deren ganze Politik
und Propaganda momentan darauf ausgerichtet ist, auf „friedliche“ Weise
Imperialismus zu betreiben. Das heißt vor allem bilaterale Verträge (Verträge
nur zwischen zwei Ländern) und Investitionen.

Die EU agiert als dritter Player in diesem Game. Sie und insbesondere die
BRD waren eigentlich  Fans  des  „Iran-Deals“  und haben in  der  Zeit  der
Aussetzung  der  Sanktionen  auch  ordentlich  in  den  Iran  investiert.  Die
einseitige  Aufkündigung  des  Abkommens,  die  Wiedereinführung  von
Sanktionen und eine erneute Zuspitzung des Konfliktes passen ihr folglich
gar nicht in den Kragen. Um die US-Sanktionen zu umgehen und weiter mit
dem  Iran  Handel  treiben  zu  können,  hat  die  EU  hat  im  Januar  eine



Zahlungsmethode unter  dem Namen „Instex“  etabliert.  Die  europäischen
Konzerne  haben  nämlich  sowohl  ein  Interesse  daran,  das  iranische  Öl
auszubeuten, als auch den Iran als Absatzmarkt zu z.B. für Maschinen zu
nutzen. Dem Iran ist das bisherige Vorgehen der EU aber zu zaghaft, weil ihr
System den Handel mit Erdöl bisher nicht mit einschließt. Bis das passiert,
wird der Iran den Atom-Deal schrittweise missachten. Der erste Schritt ist
die höhere Anreicherung von Uran.

Die EU traut sich bisher nicht der USA mit ihrer geballten Handelskraft
entgegenzutreten.  Die Drohung der USA hohe Zölle  bei  der Einfuhr von
Autos aus der EU zu verlangen, dürfte dabei sicher eine entscheidende Rolle
gespielt haben. Ein aktives Eingreifen gegen die US-Kriegspläne, sofern sie
denn Realität werden, ist also nicht zu erwarten.

Ähnlich wie in der Ukraine zeigen sich auch in diesem wichtigen Konflikt die
unterschiedlichen Interessen innerhalb des sogenannten „Westens“. Wo die
USA  und  Westeuropa  früher  noch  gemeinsam  „die  westlichen  Werte
verteidigt  haben“,  gehen  die  Wirtschafts-  und  Militärinteressen  in  den
aktuellen  Krisenzeiten  wieder  weiter  auseinander  und  der  Block  könnte
daran zerbrechen.

Die aktuelle Lage

Jüngst dreht sich die Eskalationsspirale wieder schneller: Nachdem am 13.
Juni  zum  wiederholten  Male  Öltanker  unweit  der  Straße  von  Hormus
angegriffen wurden, beschuldigen sich beide Seiten des Vorfalls.  Um die
Frage zu klären, wer hinter den Angriffen steckt, sollte man sich überlegen,
wem die Angriffe nützen. Dabei ist es naheliegender, dass die USA oder einer
ihrer Verbündeten die Angriffe durchgeführt hat, um eine mögliche Invasion
zu  rechtfertigen.  Übrigens  hat  die  USA  eine  lange  Geschichte  von
gefälschten  Angriffen  auf  Boote,  um  Kriege  zu  rechtfertigen.  Eine
Provokation durch den Iran und damit ein Kräftemessen mit der gesamten
NATO käme für  den Iran einem Selbstmordkommando gleich.  Zumal  die
innenpolitische Situation im Iran äußert instabil ist und das Mullah-Regime
die Massen durch ein solches Kamikaze-Manöver nicht noch mehr gegen sich
aufbringen wollen kann.



Gut eine Woche später wurde eine US-amerikanische Drohne durch den Iran
abgeschossen.  Daraufhin planten die Hardliner in der US-Regierung,  wie
Außenminister  Pompeo  und  Sicherheitsberater  Bolton,  einen
Vergeltungsschlag, der von Trump kurz vorher abgeblasen wurde. Trump hat
jedoch 1000 zusätzliche Soldaten in die Region geschickt und die Sanktionen
weiter verschärft. Momentan spitzt sich die Krise von Tag zu Tag immer
weiter zu; Die Kriegsgefahr ist real!

Ein Krieg zwischen dem Iran und der USA und ihren Verbündeten (vor allem
Saudi Arabien, Israel und Vereinigte Arabische Emirate, ggf. auch England)
würde die gesamte Region ins Elend stürzen und könnte auch die gesamte
Weltwirtschaft in eine Krise stürzen, weil sich der Ölpreis massiv erhöhen
würde. Das Schicksal des Iraks soll hier ein Beispiel sein, welcher seit der
US-Invasion  2003  von  Bürgerkriegen,  Terror  und  wirtschaftlicher
Desorganisation geprägt ist. Zwar war der Irakkrieg (wie übrigens auch der
Afghanistan Krieg 2001) für die USA ein Desaster, jedoch hat sich gezeigt,
dass die USA bereit ist, riskante und zerstörerische Kriege zu führen.

Gemeinsam gegen Krieg!

Einen neuen Krieg gilt es unbedingt zu stoppen! Da sich die Regierungen für
irgendwelche Resolutionen und Beschlüsse  gerade in  Zeiten  verschärfter
internationaler  Konkurrenz  herzlich  wenig  interessieren  (wie  man
beispielsweise auch am Klimaabkommen sieht), können wir uns dabei nicht
auf die UNO verlassen. Wir müssen schon selber aktiv werden! Im Falle eines
Angriffes der USA müssen wir uns auf die Seite des Irans stellen, um weitere
Katastrophen wie im Irak- oder Afghanistankrieg zu verhindern. Gleichzeitig
ist natürlich auch das Mullah-Regime alles andere als eine fortschrittliche
Kraft. Deshalb müssen wir ebenso dafür eintreten, die Islamist_innen vom
Thron  zu  stoßen.  Das  heißt  aber  nicht  Regime-Change  mit  einem  pro-
amerikanischen Bürokraten  an  der  Spitze,  wie  es  sich  Trump wünschen
würde,  sondern  eine  demokratische  und  säkulare  Regierung  der
Lohnabhängigen  und  Bäuer_innen  aufzubauen.

Die  Streiks  im  öffentlichen  Sektor  in  Folge  der  Verschärfung  der  Krise
beweisen, dass auch dies ein mögliches Szenario ist. Letztes Jahr wurden wir



außerdem zu Zeug_innen einer gewaltigen Streik- und Protestbewegung im
Iran, die vor allem von der Jugend getragen wurde. Es gibt also millionen
Menschen, die die nationalistische Politik der iranischen Regierung ablehnen
und bereit sind, auch dagegen zu kämpfen. Die US-Sanktionen werden die
Kampfbereitschaft der Massen nur noch weiter anheizen. Die Arbeitslosigkeit
liegt bei 15,4 % und steigt weiter. Die Inflation betrug 2018 31,2% und wird
2019 wohl 37,2% betragen.

Auch hier müssen wir unsere Solidarität mit den Protesten im Iran gegen
eine US-Aggression praktisch machen. Selbst hier in Europa könnten wir
großen Druck auf die USA ausüben. Nicht nur mit Massendemonstrationen,
sondern auch mit direkten Aktionen gegen die amerikanischen Militärbasen
z.B. in Deutschland und natürlich mit politischen Streiks! Dabei kann die
Jugend, ähnlich wie im Iran, eine führende Rolle in den Protesten einnehmen.
Momentan zeigen hunderttausende junge Menschen innerhalb der Fridays-
for-Futures-Bewegung, dass sie bereit sind, sich für eine bessere Welt zu
organisieren. Für eine bessere Welt kämpfen heißt auch sich gegen Krieg
stark  zu  machen!  Außerdem zählen  militärische  Konflikte  global  zu  den
größten CO²-Verursachern. Unsere Stimmen gegen den Krieg müssen wir an
unsere Schulen, Unis, Betriebe und natürlich auf die Straßen tragen. Nur so
können wir der US-Aggression im Iran die Stirn bieten.

Internationale Solidarität gegen
die  Angriffe  der  sogenannten
„Antideutschen“ – Antizionismus
ist kein Antisemitismus!
Gemeinsame  Erklärung  internationalistischer  Gruppierungen  und
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Organisation,  13.  Juni  2019

Angriffe auf internationalistische, antikapitalistische und antiimperialistische
Kräfte  mehren  sich  besonders  in  den  letzten  Monaten.  Sogenannte
„Antideutsche“ hetzen gegen alle fortschrittlichen linken, demokratischen,
sozialistischen und kommunistischen Kräfte, die Kritik an der israelischen
Politik  und  deren  Unterstützung  durch  den  deutschen  und/oder  US-
amerikanischen  Imperialismus  üben.  Erst  recht  denunzieren  sie  jede
Solidarität mit dem Widerstand der Palästinenser_innen und antizionistischer
Kräfte.

Mit dem Vorwurf „Antizionismus“ sei „Antisemitismus“ wird die steigende
rechte Gefahr für Leib und Leben in Deutschland und Israel für Linke und
MigrantInnen  relativiert  und  der  reale  wachsende  Antisemitismus  der
Rechten  verharmlost.  Der  zentrale  Zweck  der  Kriminalisierung  von
AntizionistInnen ist  jedoch,  jede Kritik  an Israel  und der  deutschen pro-
zionistischen Außenpolitik,  jede  Solidarisierung mit  der  palästinensischen
Bevölkerung  und  tendenziell  auch  jede  Kritik  an  imperialistischen
Interventionen  im  „Nahen  Osten“  mundtot  zu  machen.

Dafür unterstützen die „Antideutschen“ ausgemacht rechte und rassistische
Regierungen, wie in Israel und den USA und versuchen, jede Kritik an diesen
Staaten  als  antisemitisch  zu  denunzieren,  selbst  jene  jüdischer
Antizionist_innen.

Die sog. „Antideutschen“ beschränken sich dabei nicht nur auf Hetze in Wort
und Schrift, sondern greifen auch auf andere Mittel zurück.

Ausschluss  von  oder  Ausschlussdrohungen  gegen  missliebige/n
Organisationen  aus  linken  Bündnissen.  Davon  waren  und  sind
zahlreiche  Gruppierungen  wie  z.B.  MLPD,  ArbeiterInnenmacht,
REVOLUTION,  BDS  Berlin,  Bonner  Jugendbewegung,  F.O.R.
Palestine,  Jugendwiderstand  und  andere  internationalistische
Gruppierungen…  betroffen.
Denunziation von Antizionist_innen in öffentlichen Institutionen bis
hin zur Drohung von Entlassungen und Zusammenarbeit  mit  dem



Verfassungsschutz (z.B. durch „Recherche-Besuche von AutorInnen
des Portals „Ruhrbarone“).
Versuch der Kriminalisierung ganzer Gruppierungen und Kampagnen
wie z.B. von BDS in Zusammenarbeit mit reaktionären Kräften.
Physische Gewalt oder Drohungen gegen internationalistische oder
antiimperialistische Kräfte, Blöcke oder Personen (vor kurzem gegen
den  antiimperialistischen  Block  in  Hamburg  oder  gegen  Kerem
Schamberger in Marburg).
Ausgrenzung antizionistischer Positionen in den Gewerkschaften, der
Sozialdemokratie und auch in der Linkspartei.

Dabei  geht  das  sogenannte  „antideutsche“  Spektrum  im  Kontext  des
aktuellen  politischen  Rechtsrucks  selber  in  eine  zutiefst  rassistische
Richtung:  Autoren  wie  Justus  Wertmüller  und  Thomas  Maul  (von  der
Zeitschrift „Bahamas“) betreiben aktive Unterstützung für die AfD bei deren
anti-muslimischem  Rassismus  oder  auch  für  den  rassistischen  Mob  von
Chemnitz. Doch auch die weniger „extremen“ Teile dieses Spektrums üben
sich  im  politischen  Angriff  gegen  Linke,  Antirassist_innen  und
Internationalist_innen und in deren Verleumdung als „Antisemit_innen“.

Eine solche Politik behindert aktiv die Formation von Widerstand gegen den
bundesdeutschen Rechtsruck und spielt letztlich rechten Kräfte in die Hände,
die nicht nur in den Parlamenten, sondern auch auf der Straße zunehmend
erstarken und zur wachsenden Gefahr für uns alle werden.

Statt Spaltung und Diffamierung braucht der Kampf gegen rechts, gegen
Sexismus, Rassismus und Nationalismus heute mehr denn je Solidarität und
gemeinsame Aktionen von uns Lohnabhängigen, MigrantInnen, Jugendlichen,
Frauen,  LGBTIAs,  SchülerInnen  und  Studierenden.  Wir  sehen  keinen
Widerspruch darin, gemeinsam gegen Rassismus auf die Straße zu gehen
und trotzdem diverse  politische  Positionen  zu  verschiedenen  Themen zu
vertreten.

Gemeinsam  gegen  Ausgrenzung  und



Diffamierung
Gegen  die  Ausgrenzungspolitik,  Diffamierungen  und  Angriffe  von
„Antideutschen“  werden wir  uns  daher  in  Zukunft  gemeinsam zur  Wehr
setzen – trotz unserer politischen Unterschiede.

All  jene,  die  unter  Antifaschismus  nicht  nur  eine  Szene,  sondern  eine
ernstgemeinte  politische  Praxis  verstehen,  fordern  wir  auf,  mit  uns
gemeinsam  gegen  diese  Kampagne  anzukämpfen.  Wir  lassen  uns  nicht
bürokratisch und willkürlich aus Bündnissen und von Aktionen ausgrenzen.
Wir lassen uns nicht unsere Rede- und Propagandafreiheit nehmen!

Wir  werden  weiterhin  die  rassistische  und  nationalistische  Politik  der
israelischen Regierung und deren Unterstützung durch den deutschen und
US-Imperialismus bekämpfen. Wir werden weiterhin gegen Kriegstreiberei
und  Interventionen  auftreten  .Wir  werden  unsere  Solidarität  mit  dem
palästinensischen  Widerstand  und  den  antizionistischen  Kräften  bekunden.

Die  Kriminalisierung  antizionistischer  Kräfte  in  Deutschland  stellt  ein
Pilotprojekt dar, in Zukunft jede politische Bewegung, die die Außenpolitik
der deutschen Regierung und die imperialistische Interessen kritisiert, zu
unterdrücken.  Türkische  und  kurdische  linke  Organisationen  werden  mit
Hausdurchsuchungen,  Verhaftungen,  Verboten  und  Terrorismusvorwürfen
konfrontiert. In Zukunft sind beispielsweise ähnliche Vorgehen gegen linke
Bewegungen vorstellbar,  die  sich gegen eine militärische Intervention in
Venezuela stellen oder gegen die rechte Regierung in Brasilien.

Der Kampf gegen palästinensische Organisationen stellte daher einen Teil
des Kampfes gegen die gesamte internationale Linke dar.

Daher  rufen  wir  alle  internationalistischen  Kräfte  in  der  Linken  und
ArbeiterInnenbewegung  auf,  sich  gemeinsam gegen  die  Denunziation  zu
wehren.

Wir,  die  unterzeichnenden  Organisationen  und  Bündnisse,  wollen  unsere
Kräfte  gegen  zukünftige  Angriffe  von  sog.  Antideutschen  bündeln  und
gemeinsam allen Ausgrenzungsversuchen entgegentreten.



Kein  Ausschluss  internationalistischer,  anti-imperialistischer  und
ant iz ionist ischer  Kräfte  aus  l inken  Bündnissen  oder
ArbeiterInnenorganisationen!
Solidarität mit allen linken Gruppierungen oder Einzelpersonen, die
wegen  ihrer  internationalistischen,  solidarischen  Haltung
kriminalisiert,  entlassen  oder  denunziert  werden  sollen!
Gemeinsamer  Schutz  linker  Veranstaltungen  und  Blöcken  gegen
(angedrohte)  physische  Angriffe  und  Provokationen  sog.
Antideutscher!

Ihren  Diffamierungskampagnen,  Ausschlüssen  und Verleumdungen setzen
wir unsere internationale Solidarität entgegen! Der Kampf gegen rechts kann
erfolgreich sein, wenn wir anfangen, uns gegen die Spaltungsversuche und
Diffamierungen zu wehren, und gemeinsamen Widerstand organisieren.

UnterzeichnerInnen
ArbeiterInnenmacht

BDS Berlin

CUP Berlin

F.O.R Palestine

MLPD

No pasarán Hamburg

Palästina Komitee Stuttgart

REBELL

REVOLUTION

Revolutionäre Internationalistische Organisation

Solidaritätskomitee Katalonien Berlin

http://arbeiterinnenmacht.de/
http://bdsberlin.org/
http://for-palestine.org/de/
https://www.mlpd.de//
https://nopasaranhamburg.com/
https://senderfreiespalaestina.de/
http://rebell.info/
http://onesolutionrevolution.de/
http://www.klassegegenklasse.org/


Revo vor Ort Spezial: Palästina
von Lars Keller

Wie schon 2017 besuchten wir Ende Oktober 2018 wieder mit einer kleinen
Delegation das International Volunteer Camp (IVC) bei Ramallah in Palästina.
Organisator  ist  die  Independent  Youth  Union  (IYU),  eine  sozialistische
Jugendorganisation, welche in der West Bank sehr aktiv ist und mit welcher
REVOLUTION seit einiger Zeit im Austausch steht.

Das IVC wurde neben uns auch von den Falken sowie der Sosialistik Ungdom
Norwegen und Dänemark besucht.  Das Camp bestand aus Workshops, in
denen  Themen  wie  Feminismus  /  antisexistische  Arbeit,  israelische
Besatzung in Palästina oder die Politik der einzelnen teilnehmenden Gruppen
behandelt  wurden.  Wir brachten uns mit  einer intensiven Diskussion zur
Einstaatenlösung im Nahost-Konflikt in das Camp ein. Den größeren Teil des
IVC stellt aber die sogenannte „volunteer work“ dar, was z.B. das Streichen
von Wänden auf einem Pausenhof in einer Schule bedeutete. Diese Praxis
leitet  sich aus der Intifada ab,  als  die palästinensische Bevölkerung sich
gegen das israelische Regime erhob und das Alltagsleben durch volunteer
work organisiert wurde. Nichtsdestrotrotz hätten wir uns natürlich ein Camp
gewünscht, was ein deutlich größeres Gewicht auf politische Diskussionen
legt.

Lohnenswert ist eine Reise nach Palästina dennoch, alleine schon, weil es für
uns zu einem gelebten Internationalismus gehört.  Im Austausch mit  den
Genoss_Innen der IYU bekamen wir eine Einsicht in eine Welt, von der man
in Deutschland nur selten etwas mitbekommt. Während von den deutschen
Medien  über  jede  Rakete  in  Richtung  Tel  Aviv,  fast  schon  über  jeden
Steinwurf auf israelische SoldatInnen „umfassend“ berichtet wird, erfahren
wir  umso weniger  über  die  Situation in  Gaza und der  Westbank.  Damit
meinen wir nicht nur Hunderte Toten, Verletzten und politisch Inhaftierten,

https://onesolutionrevolution.de/revo-vor-ort-spezial-palaestina/


die der israelische Staat zu verantworten hat, die weiter vor sich gehende
Vertreibung, den Landraub oder das Zerschlagen von Demonstrationen. Auch
meinen wir  nicht  nur  die  rassistischen Übergriffe  von  Siedler_Innen auf
Palästinenser_Innen.

Nein, das fängt schon mit der Lebensrealität an. Diese ist für viele in der
Westbank prekär. Israel hat Zugriff auf die Wasser- und Stromversorgung
und stellt den Strom auch mal für ein paar Tage ab, wenn in Dörfern Proteste
stattfinden. Die israelischen Siedlungen zapfen den Dörfern teilweise das
Wasser  ab.  Die  Infrastruktur  ist  vielerorts  in  schlechtem  Zustand,  die
ärztliche  Versorgung  ist  unzureichend,  vor  allem  in  den  Camps  der
Vertriebenen.

Die Lage in Gaza ist mit einem riesigen Freiluftgefängnis vergleichbar. Laut
der Weltbank sind 80 % der dort  lebenden Menschen auf  internationale
Nahrungsmittelhilfe angewiesen; die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 58 %.
1995 baute Israel einen elektrischen Zaun und eine Betonmauer um Gaza
und unterbrach damit die Verbindungen zu den besetzten palästinensischen
Gebieten im Westjordanland.  Seit  Beginn der  Belagerung hat  Israel  drei
große militärische Angriffe auf Gaza gestartet. Der letzte große Angriff fand
2014 unter dem Namen „Operation Schützende Klinge“ statt. Die israelische
Armee tötete mehr als 2.100 PalästinenserInnen, darunter 1.462 ZivilistInnen
und fast 500 Kinder. 11.000 wurden verwundet, 20.000 Häuser zerstört und
eine halbe Million Menschen aus ihren Häusern vertrieben.

Auch heute hat Israel schon den nächsten großen Schritt im Visier. Beflügelt
von Trumps Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt zielt das zionistische
Regime  auf  eine  Teilung  der  Westbank  und  ein  komplett  israelisches
Jerusalem ab, was eine neue massenhafte Vertreibung bedeuten würde. Die
Likud-Partei lässt bei all dem keine Gelegenheit aus, immer wieder auch die
Annexion des gesamten Westjordanlandes ins Spiel zu bringen (Likud = dt.
„Zusammenschluss“).

Nur der jahrzehntelange Widerstand der palästinensischen Bevölkerung hat
bisher die vollständige Unterjochung, Besetzung und weitere Vertreibung
verhindert. Die bürgerlichen Medien und die zionistische Propaganda stellen



dies auf den Kopf. Nicht die fortgesetzte Aggression der Unterdrücker_Innen,
nicht  die  Entrechtung  und  Vertreibung,  sondern  der  Widerstand  gegen
dieses Unrecht gilt als Ursache des Konflikts. Die palästinensischen Massen
erscheinen als „unruhestiftend“, weil sie sich nicht ihrem Schicksal ergeben.
Dabei  ist  es  in  Wirklichkeit  der  zionistische Staat,  der  berechtigten und
mitunter  auch  verzweifelten  Widerstand  immer  wieder  provoziert  und
hervorruft. Als Revolutionär_Innen sehen wir es als unsere Aufgabe an, den
palästinensischen  Widerstand  zu  unterstützen  und  über  Grußbotschaften
heraus  auch  programmatische  Diskussion  zu  suchen.  Denn  ohne
internationale  Solidarität,  Unterstützung und einer  kollektiven Diskussion
über die Forderung, die es bedarf, um das Unrecht zu beenden, kann sich die
Situation vor Ort nicht verändern!

Einen  ausführlichen  Bericht,  Interviews  mit  der  IYU  oder  mehr  zur
Perspektive  des  palästinensischen  Widerstandes  findet  ihr  auf  unserer
Homepage.

Afrin:  Was  passiert  eigentlich
gerade in Syrien?
von Jonathan Frühling, REVOLUTION Kassel

Seit dem 20. Januar 2018 rollen Panzer, schwere Artillerie und hunderte
Fahrzeuge mit türkischen Soldaten und islamistischen Milizionären über die
Grenzen des mehrheitlich kurdisch bewohnten Kantons Afrin. Seitdem wird
ein erbitterter Kampf um das ca. 30 x 40 km große Stück Land geführt, den
die  kurdisch  dominierten  „Syrian  Demokratic  Forces“  (SDF)  wegen
zahlenmäßiger  und  waffentechnischen  Unterlegenheit  kaum  gewinnen
können.  Ihr  erbitterter  Widerstand  machen  die  Kämpfe  jedoch  deutlich
langwieriger und verlustreicher, als der türkische Diktator Erdogan geplant
hatte.
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Vorgeschichte
2011 entwickeltet sich die syrische Revolution in einen Bürgerkrieg, indem
das Assad-Regime schnell die Kontrolle über ein Großteil des Landes verlor.
Die  kurdischen  Siedlungsgebiete  im  Norden  machten  sich  sowohl  vom
syrischen  Staat  als  auch  von  den  Zielen  der  syrischen  Revolution
unabhängig. Dort wird seit dem ein System aufgebaut, welches demokratisch
ist  und  in  dem Frauen  Mitbestimmungsrecht  genießen.  Auch  gegen  die
Angriffe des IS konnte das Kanton Rojava erfolgreich verteidigt werden.

Ein Zusammenschluss mit  dem am nord-westlich gelegenen Kanton Afrin
gelangte 2017 allerdings nicht, weil von der Türkei gesteuerte Rebellen die
Gebiete zwischen den Kantonen vom IS eroberten. Die Türkei sieht in dem
Aufstieg  der  kurdischen  Befreiungsbewegung  in  Syrien  eine  Bedrohung,
auch, weil  er Angst hat,  dass sie die kurdische Bewegung in der Türkei
stärken könnte. In der Türkei selbst hat sich Erdogan 2016 mit einem Krieg
und der fast vollständigen Zerschlagung kurdischer Medien und der pro-
kurdischen  Partei  HDP  die  Gefahr  einer  mächtigen  Autonomiebewegung
vorerst vom Hals geschafft. Der Angriff auf Afrin ist nun der Versuch die
kurdische  Autonomie  auch  im  Nachbarland  mit  militärischer  Gewalt  zu
unterbinden.

Aktuelle Entwicklung
Die Türkei greift Afrin von nahezu allen Seiten gleichzeitig an. Jeden Tag
werden ein paar mehr Hügel und Dörfer erobert, auch wenn die Fortschritte
der Offensive glücklicherweise sehr langsam sind. Erdogan schickt jedoch
hunderte neue Panzer und Spezialeinheiten, um einen Sieg zu erzwingen.
Obwohl hunderte Jugendliche aus ganz Rojava und Afrin in die Reihen der
SDF ziehen, wird deshalb eine Niederlage immer wahrscheinlicher.

Die Ereignisse können nicht getrennt vom gesamten Bürgerkrieg gesehen
werden.  Anfang  des  Jahres  startete  das  syrische  Assad-Regime  eine
gewaltige Offensive, in dessen Zuge weite Teile Provinz Idlib erobert wurden,
welche  das  Kernland  verschiedenster  bewaffneter,  islamistischer
Oppositionsgruppen darstellt. Die Türkei hat, als einer der entschiedensten



Gegner Assads, damit begonnen Panzer zu schicken und Militärbasen in Idlib
aufzubauen, um ein weiteres Vorstoßen Assads zu erschweren. Im Gegenzug
schicken die Rebellen immer wieder hunderte Fußsoldaten, um die türkische
Offensive in Afrin zu unterstützen. Nun zeigt sich, wie bitter es sich rächt,
dass  die  Kurd_Innen  2011  nicht  für  eine  Revolution  in  ganz  Syrien
eingetreten  sind.  So  konnten  sich  reaktionären  Islamisten  als  führenden
Kräfte im Bürgerkrieg etablieren. Von den revolutionären Deserteuren der
syrischen Armee, die nicht mehr auf ihr eigenes Volk schießen wollten, ist
nichts mehr übrig. Im Gegenteil: Mit der Schändung der Leiche einer SDF-
Kämpferin  zeigen  die  islamistischen  Kettenhunde  Erdogans,  was  für
reaktionäre  Ansichten  sie  vertreten.

Eine  türkischer  Sieg  in  Afrin  würde  ein  Ende  des  demokratischen  und
emanzipatorischen Projektes in Afrin und damit eine Niederlage der Linken
weltweit bedeuten.

Die Rolle der Imperialisten
Russland stellt einen mächtigen Verbündeten Assads dar. Es lässt die Türkei
in Syrien gewähren, indem sie den Luftraum über Afrin für die türkischen
Jets freigab. Grund dafür ist vor allem die Wichtigkeit der russichen Öl- und
Gasexporten in die Türkei. Assad dagegen ist über die türkische Präsenz in
Syrien weniger erfreut und lässt SDF-Konvois von Rojava nach Afrin über
sein eigenes Territorium passieren.

Am interessantesten  ist  jedoch die  Rolle  der  USA.  Sie  unterstützen  den
Kampf  der  Kurd_Innen gegen den IS  und schafften  es  so  in  Syrien  mit
zahlreichen Militärbasen oder sogar Militärflughäfen Fuß zu fassen.

Da die USA am allermeisten von der NATO profitiert, ist ihre Angst groß,
dass es eine offene Konfrontation mit der Türkei gibt, die die gesamte NATO
in Frage stellen könnte. Die Türkei weiß darum und droht deshalb ganz offen
auch US-Soldat_Innen abzuschießen, wenn sie ihren Zielen in Syrien im Weg
stehen. Das wäre eine Demütigung der USA und würde ihre ohnehin schon
massiv  angekratzten  Stellung als  Weltmacht  weiter  untergraben.  Das  ist
auch der Grund, wieso die USA Afrin fallen gelassen hat. Im östlichen Rojava



halten sich jedoch nach wie vor US-Soldaten auf, um ein Angriff der von der
Türkei unterstützen Milizen zu verhindern. Welchen faulen Deal es letztlich
zwischen den beiden Ländern gegeben wird sich erst zeigen.

Welches Interesse die USA wirklich hat, zeigt sich sehr deutlich im Osten des
Landes  nahe  der  Stadt  Deir  ez-Zor.  Dort  helfen  sie  dabei  die  Angriffe
regierungstreuer Milizen auf die SDF abzuwehren. Grund für die Angriffe ist
der Versuch die von der SDF kontrollierten Ölfelder zu erobern. Die USA
unterstützt  die  kurdische Bewegung also  vor  allem aus  geostrategischen
Gründen und, um Kontrolle über Ölfelder in Syrien zu erhalten. Die NATO ist
der USA aber zweifelsohne wichtiger.

Der  Widerstand  und  Repression  in
Deutschland
Wenn auch nicht in der bürgerlichen Presse, ist der Aufschrei gegen die
türkische Aggression in Syrien innerhalb der Linken und der kurdischen
Bevölkerung in Deutschland enorm. Laufend finden lokale und überregionale
Demonstrationen statt.

Der deutsche Staat reagiert darauf mit Repression: Vor ca. 1,5 Jahren wurde
ein Verbot fast aller Fahnen des kurdischen Befreiungskampfes erlassen. Bis
Anfang  diesen  Jahres  wurden  das  Verbot  allerdings  faktisch  nicht
durchgesetzt. Anfang des Jahres jedoch wurde eine Großdemo in Köln wegen
verbotener Fahnen aufgelöst. Andere Demos wurden gleich ganz Verboten,
weil man während Karneval angeblich überfordert sei.

Perspektive
Natürlich gilt unsere Solidarität dem kurdischen Befreiungskampf im Nahen
Osten, auch wenn es selbst ohne das Eingreifen der Türkei noch ein langer
Weg  bis  zum  Sozialismus  wäre.  Abstrakte  Forderungen  die  Waffen
niederzulegen und Appelle an die UN bringen uns hier nicht weiter. Nur ein
militärischer Sieg der SFD-Milizen, einschließlich der Rückeroberung der in
den  letzten  Wochen  von  der  Türkei  besetzten  Gebiete,  können  wahren
Frieden bringen.



Weiterhin treten wir für den Abzug aller ausländischen Truppen ein, ohne
deren Hilfe Syrien heute kein Trümmerhaufen wäre. Obwohl die USA Rojava
vor dem Untergang gerettet hat, vertritt sie in Syrien einzig die Interessen
der  us-amerikanischen  Bourgeoisie  und  ist  deshalb  kein  zuverlässiger
Verbündeter.

Die Forderung nach Befreiung und Sozialismus muss, um erfolgreich zu sein,
auf alle Völker und Religionen des Nahen Ostens ausgedehnt werden. Die
einzigen  wahren  Verbündeten  sind  die  Bäuerinnen,  Bauern  und
Arbeiter_Innen,  die  sich  endlich  gemeinsam  gegen  ihre  Unterdrücker
erheben und eine kommunistische Partei aufbauen müssen. Nur eine solche
Organisation  kann  in  der  Lage  sein  die  vereinzelnden  Kämpfe  zu  einer
mächtigen Massenbewegung gegen die Kapitalismus zusammenzuführen.

„Stoppt  alle  bevorstehenden
Abschiebungen!“  Ein  Interview
mit  einem geflüchteten  Antira-
Aktivisten in Israel
Die  israelische  Regierung  hat  ein  neues  Gesetz  beschlossen,  das  die
systematische  Abschiebung  von  40  000  Migrant_innen  aus  Afrika
(mehrheitlich aus Eritrea und dem Sudan) bewirken soll. Von den insgesamt
60  000  nach  Israel  geflüchteten  Menschen  wurden  bereits  20  000
abgeschoben.  Nun will  die  Regierung auch die  verbliebenen 40 000 des
Landes  verweisen.  Begleitet  wird  der  Beschluss  durch  eine  rassistische
Kampagne, in der die Geflüchteten von Mitgliedern der Regierung öffentlich
als „afrikanische Eindringlinge“ diffamiert werden. Das neue Gesetz stellt sie
vor  die  Wahl:  Entweder  sie  reisen  „freiwillig“  aus,  stimmen  also  ihrer
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Abschiebung gegen eine Geldprämie zu oder sie werden in eigens dafür
errichteten Gefängnissen interniert.
Dieser  schmutzige  Deal  geht  jedoch  nicht  ohne  den  Widerstand  der
Geflüchteten vonstatten. Seit Wochen protestieren in Tel Aviv und Jerusalem
tausende  Geflüchtete  zusammen  mit  Aktivist_innen  sowie  solidarischen
Arbeiter_innen  und  Student_innen  gegen  die  Abschiebungspläne  der
Regierung.  Vor  2  Tagen  waren  erneut  über  20  000  Menschen  auf  den
Straßen.  Im  Internierungslager  Holot  sind  zudem  seit  ein  paar  Tagen
mehrere  hundert  gefangene  Geflüchtete  in  den  Hungerstreik  getreten.
Unsere Solidarität gilt der Bewegung und ihrem Kampf gegen die Netanjahu-
Regierung.  Uns  interessieren  vor  allem  die  Motive,  Ziele  und
Organisationsformen der Protestierenden. Eine Freundin von uns traf sich
deshalb mit einem der zentralen Aktivisten der Bewegung und hat ihm für
euch ein paar Fragen gestellt:

 

Hi  Mutasim  Ali,  könntest  du  erst  einmal
erzählen, wie die Situation von Geflüchteten in
Israel aktuell aussieht?
Es ist sehr schwer die Situation heute zu beschreiben. Was ich sagen kann
ist, dass Geflüchtete und Asylsuchende in einer sehr verzweifelten Situation
stecken. Sie fürchten sich vor ihrem unsicheren Schicksal angesichts der
neuen Abschiebungspolitik. Im Rahmen dieser Politik drohen tausenden von
asylsuchenden Menschen Abschiebungen oder unbestimmte Haftstrafen. Wir
hoffen immer noch auf ein Wunder, dass diese katastrophale Politik plötzlich
stoppen wird.

Hat sich in letzter Zeit etwas verändert?
Ehrlich  gesagt,  neben  einigen  rechtlichen  Änderungen  im  sogenannten
„Eindringlingsgesetz“ wurde die Politik  gegenüber uns immer schlimmer.
Anfangs waren wir noch aktiv und gut organisiert, doch auch das hat sich
mittlerweile verändert, da die Leute den Glauben verloren haben. Das ist



genau das, was die Regierung erreichen will.

Was ist das größte Problem?
Das größte Problem ist die fehlende Bereitschaft der Regierung Geflüchtete
schützen  zu  wollen.  Viele  von  uns  haben  deshalb  die  Hoffnung  bereits
aufgegeben,  dass  unter  Netanjahus  Regierung  noch  irgendetwas  zu
verändern  wäre.

Was fordert ihr auf den Demonstrationen?
– eine menschliche Behandlung!
– Stopp aller bevorstehenden Abschiebungen!
– ein individuelles und transparentes Asylverfahren für jeden und jede von
uns!
– Stellt uns angemessene Dokumente zur Verfügung, mit denen wir in Würde
leben können!

Was  erwartet  ihr  von  der  israelischen
Bevölkerung?
Es ist schwer zu sagen, was man genau erwarten kann. Ich glaube aber, was
immer sie tun, um diese offensive Politik aufzuhalten, wird von uns hoch
geschätzt. Die „No-Deportation-Kampagne“ ist sehr beeindruckend und sollte
so weitergehen!



Überall  ist  Afrin,  Überall  ist
Widerstand

Ausdrucksstarke  Demo  für  Afrin  trotz
massiver  Schikane  durch  Polizei
Vorhin haben sich in Fulda um die 500 Menschen an der Demonstration in
Solidarität  mit  den  Kämpfer_Innen  in  Afrin  beteiligt  –  für  die  kleine,
konservative Barockstadt ein großer Erfolg. Die Demo war von der ersten bis
zu  letzten  Sekunde,  von  der  ersten  bis  zur  letzten  Reihe  laut  und
kämpferisch. Das ist vor allem den vielen Jugendlichen zu verdanken, die
einen  auffällig  großen  Teil  der  Teilnehmer_Innen  ausmachten.  In
Sprechchören forderte die Menge ein Ende des PKK Verbots, ein Ende der
Waffenlieferungen an die Türkei und ein Abzug aller Besatzer_Innen von den
Gebieten Kurdistans.  Mit  einer Vielzahl  von Plakaten,  Transparenten und
Fahnen solidarisierte sich die Demo mit dem bewaffneten Widerstandskampf
der  Kurd_Innen  und  mit  den  fortschrittlichen  politischen  Ansätzen  des
demokratischen Projekts in Rojava.

War  die  Demo doch  auch  ein  Ausdruck  gegen die  Kriminalisierung und
Unterdrückung  der  Kurd_Innen,  wurde  sie  selber  von  der  Polizei  mit
lächerlichen  Auflagen  und  Personalien-Kontrollen  schikaniert.
Fahnenstangen  über  1,5m  durften  nicht  mitgeführt,  sondern  mussten
durchgebrochen oder dagelassen werden. Menschen die Transparente oder
besonders große Fahnen trugen, mussten wahllos ihre Personalien abgeben.
Eine endlos lange Liste von verbotenen Fahnen wurde vorgelesen. Auch der
Leiter der Veranstaltung von Fulda-stellt-sich-quer verhielt sich nicht gerade
rühmlich.  Statt  die  Polizei  für  ihr  Agieren  zu  kritisieren,  setzte  er  die
Teilnehmer_Innen  selber  unter  Druck:  Jeder,  der  den  Anweisungen  der
Polizei nicht widerstandlos folge leiste, würde von der Demo verwiesen. In
einem Akt des Protests gegen diese Kriminalisierung und Schikane zeigte ein
Genosse von uns am Ende der Abschlusskundgebung die Fahne der YPJ, die
mit der YPG in Afrin für das Überleben der Kurd_Innen heldenhaft kämpft.
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Sofort wurde ihm die Fahne entrissen, er wurde abgeführt, fotografiert und
hat nun eine Anzeige am Hals. Menschen in der Nähe der Situation wurden
abgedrängt. Die Polizei trat in einer autoritären und aggressiven Art und
Weise auf, die wir so in Fulda noch nicht erlebt haben. Das hielt den Leiter
der Veranstaltung von Fulda-stellt-sich-quer nicht davon ab, der Polizei am
Schluss dafür zu danken, dass sie es uns ermöglicht habe unser Recht auf
Protest wahrzunehmen.

Trotz alledem hat uns die geballte Kraft der Demo heute neue Motivation
gegeben weiter zu machen und uns nicht einschüchtern zu lassen. Der Kampf
wird in die nächste Runde gehen. Überall ist Afrin – überall ist Widerstand!

Proteste  im  Iran  –  Wo  geht’s
hin?
von Peter Böttcher

Seit dem 28. Dezember 2017 erschüttern Massenproteste im Iran das dort
herrschende Regime. Ursprünglich gingen die Proteste von der zweitgrößten
Stadt des Landes, der eher konservativ geprägten Stadt Maschhad, aus und
wuchsen innerhalb kürzester Zeit zu einer landesweiten Bewegung heran.
Die Demonstrationen entstehen spontan und selbstorganisiert, überwiegend
aus  den  Arbeiter_Innen-  und  Armenvierteln,  den  sogenannten
„Haschyeneshin“  heraus.  Im  Mittelpunkt  der  Forderungen  der
Protestierenden  stehen  die  Auszahlung  der  teils  seit  Monaten
zurückgehaltenen  Löhne,  eine  grundlegende  Verbesserung  der
Lebensbedingungen,  die  Bekämpfung  von  Korruption  innerhalb  der
iranischen Eliten sowie der Sturz des herrschenden islamischen Regimes und
der Mullahs.
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Eine Rebellion aus dem Nichts?
Große Teile der iranischen Bevölkerung verloren im Zuge der seit Jahren
anhaltenden  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  ihre  Ersparnisse  und
verarmten. Die neoliberale Politik des iranischen Regimes, dessen Korruption
und die  internationale  Isolation trieben die  Inflation und somit  auch die
Preise für Waren des alltäglichen Bedarfs in die Höhe. Die Arbeitslosigkeit ist
infolge der Wirtschaftskrise dramatisch angestiegen, vor allem unter den
Jugendlichen ist diese besonders hoch und liegt bei 28,3 Prozent. Nicht nur
die verarmten Teile der Jugend, sondern auch gut ausgebildete Studierende
mit Diplom sind hiervon betroffen. Neben der sozialen Frage wird auch die
Frauenunterdrückung thematisch aufgegriffen, so beteiligen sich auch viele
Frauen an den Demonstrationen, um gegen die patriarchale und religiöse
Unterdrückung und für Gleichberechtigung zu protestieren.

Die  derzeitige  soziale  Bewegung  im  Iran  wirft  einige  bedeutende
Unterschiede  zu  den  Massenprotesten  von  2009  auf:  Damals  fanden
vordergründig  Proteste  gegen den Wahlablauf  statt.  Es  waren vor  allem
Kleinbürgerliche aus den Metropolen,  die die zentrale Kraft  der Proteste
waren. Teilen der verschiedenen Fraktionen der herrschenden Klasse gelang
es,  die  Aufstände für  ihre  Zwecke zu  instrumentalisieren und somit  das
soziale Programm der Bewegung in den Hintergrund zu drängen.

Zurzeit  sieht  es  genau  andersherum aus:  Große  Teile  der  herrschenden
Klasse distanzierten sich von den Protesten. Sowohl die Revolutionsgarde als
auch  einheimische  und  exilierte  Reformist_Innen  sehen  die  derzeitig
stattfindende  Rebellion  als  Gefährdung  des  instabilen  Kompromisses
zwischen  den  Hardlinern  und  den  moderaten  Reformer_Innen.

Außerdem hat die aktuelle Bewegung einen deutlicheren sozialen Charakter,
als die sich hauptsächlich auf Unstimmigkeiten im politischen Wahlzirkus
beschränkte  „Grüne  Bewegung“  von  2009.  Die  soziale  Frage  wird
unmittelbar mit der Frage des Sturzes der Herrschaft der Mullahs verknüpft.
Dies zeigt sich unter anderem an den Parolen wie „Brot, Arbeit, Freiheit“
(„Nan, Kar, Azadi“), „Tod dem Diktator“ und „Freiheit für die politischen
Gefangenen„. 2009 haben die im Iran unterdrückten Völker kaum eine Rolle



gespielt,  in  den  aktuellen  Aufständen  sind  Balutschen,  Kurd_Innen,
Araber_Innen, Aserbaidschaner_Innen und Luren jedoch deutlich präsenter.

„Fundamtentalist, Reformist, es ist alles vorbei!“ – dieser Slogan, der von den
Studierenden  in  Teheran  aufgeworfen  wurde,  steht  sinnbildlich  für  den
zentralen Unterschied zur damaligen Bewegung: Die Massen wenden sich
von ihrer bisherigen politischen Führung – ob islamistisch oder moderat – ab
und fordern das ganze Regime heraus.

Reaktion des Iranischen Regimes:
Die Herrschenden im Iran entschlossen sich dazu, der Bewegung offensiv
entgegenzutreten und überzogen diese mit massiver Repression. So wurden
allein  in  der  ersten  Woche  über  1000  Menschen  verhaftet  und  20
Protestierende nach offiziellen Angaben getötet. Es werden vor allem jene
Aktivist_Innen  eingeschüchtert  und  eingeknastet,  die  diese  Bewegung
maßgeblich von unten mit aufbauen. Insbesondere die linken Studierenden
und Dozent_Innen an den Universitäten werden vom islamischen Regime als
politische Gefangene genommen. 90 Prozent der Verhafteten sind unter 25
Jahre alt.

Khamenei,  der  oberste  Religionsführer  des  Irans,  erklärte  die
Protestierenden  wie  2009  auch  schon  zu  „Feinden  des  Landes“.  Rohani
hingegen,  der  als  moderater  Reformer  geltende,  derzeitige  Präsident,
heuchelte anfangs Verständnis für die Bewegung und sah darin wohl eine
Chance,  in  der  Auseinandersetzung  mit  den  Hardlinern  des  Regimes
Rückenwind  zu  bekommen.  Gleichzeitig  mobilisierte  die  Regierung  ihre
eigenen Anhänger_Innen auf die Straße und erklärte, die soziale Bewegung
sei eine vom US-Imperialismus gesteuerte Aktion, um einen Regime-Change
herbeizuführen.

Dennoch,  trotz  des  Vorhabens  der  herrschenden  Klasse,  die  Situation
auszusitzen und trotz der massiven Polizeigewalt, gingen die Proteste weiter
und die Jugend, obwohl diese von der Repression am härtesten betroffen ist,
stand  dabei  in  den  Kämpfen  an  der  vordersten  Front.  Es  fanden  auch
zögerliche Versuche der Arbeiter_Innen statt, sich zu organisieren und dem



Regime durch Arbeitsniederlegungen entgegenzutreten. Dies gestaltet sich
jedoch  unter  den  Bedingungen  der  Illegalität  und  durch  die  Repression
vonseiten des Staates als äußerst schwierig. Dennoch gab es erste positive
Ansätze,  so  wurde  zum Beispiel  vor  kurzem in  Haft  Tappeh  die  größte
Zuckerfabrik des Landes bestreikt und durch Arbeiter_Innen die sofortige
Freilassung aller  politischen Gefangenen und ein Ende der Verhaftungen
gefordert.

Wie geht‘s weiter?
Die derzeitig stattfindenden Aufstände lassen sich als Rebellion gegen die
Herrschaft der Mullahs bezeichnen, sie stellen jedoch noch keine Revolution
dar. Die Bewegung zeichnet sich durch einen schwachen Organisierungsgrad
aus  und hat  bisher  keine  Führung hervorgebracht.  Die  Demonstrationen
finden größtenteils sehr spontan und ohne eine größere Mobilisierung statt.
Die  Arbeiter_Innenbewegung  im  Iran  ist  aufgrund  der  jahrzehntelangen
massiven Repressionschlichtweg noch zu schwach und unorganisiert, um mit
Streiks,  Besetzungen  und  dem  Aufbau  von  Räten  das  Regime  ernsthaft
herauszufordern und die  Rebellion  auf  eine  höhere Stufe  zu  heben.  Der
Aufstand wurde von der iranischen Linken sowie von den liberalen Kräften
nicht erwartet und überfordert diese.

Sollten die Proteste weiterhin andauern und nicht zum Erliegen kommen,
dann  kann  es  passieren,  dass  die  paramilitärischen  reaktionären
„Revolutionsgardisten“ zum Einsatz kommen und die Sicherheitsbehörden
und das Militär massiv aufgerüstet werden, um die Proteste zu ersticken.
Rohani  könnte  auch  durch  einen  Putsch  vonseiten  des  Militärs  ersetzt
werden.  Dies würde jedoch das angeschlagene Image des theokratischen
Regimes  noch  weiter  ankratzen  und  die  ohnehin  fragile  Herrschaft  der
Mullahs langfristig gefährden.

Denn das Ergebnis einer Intervention der Revolutionsgarde wären tausende
Tote, eine enorme Erhöhung der Verhaftungen, Folter und Vertreibungen,
was die Einsicht in die Notwendigkeit des Sturzes dieses Regimes unter den
Ausgebeuteten und Unterdrückten nur weiter bestärken würde.



Eine weitere Möglichkeit wäre eine Erschöpfung der Massen durch blinden
Aktivismus,  die  anhaltende  Verhaftung von  Aktivist_Innen und durch  die
Gewalt  vonseiten  der  Bullen.  Der  Bewegung  fehlt  ein  gemeinsames
Aktionsprogramm, in denen ihre Forderungen, Taktiken und eine langfristige
Strategie zum Sturz des iranischen Regimes demokratisch festgelegt werden.
Die Selbstorganisierung beschränkt sich bisher hauptsächlich auf Initiativen
von Studierenden, deren aktivsten Köpfe nicht ohne Grund mit als erstes
eingeknastet wurden. Die Streiks müssten gezielt ausgeweitet werden, vor
allem auf die Ölindustrie, und dürfen nicht lokale Ausnahmen bleiben. Nur
durch die massenhafte Aktion der Unterdrückten, durch einen unbegrenzten
Generalstreik, kann der Sturz des iranischen Regimes erfolgreich sein.

Die  auf  den repressiven und klerikalen Apparaten beruhende Macht  der
Mullahs ist nicht fähig, den sozialen und demokratischen Forderungen der
verarmten Massen nachzukommen, und somit wäre es nur eine Frage der
Zeit, bis die Proteste von Neuem aufflammen, falls sie zum erliegen kommen
sollten. Außerdem könnten die derzeitig stattfindenden Aufstände, wie 2009
auch schon, ein Funke sein, der erneut zu Massenbewegungen im ganzen
Nahen Osten gegen die dortigen reaktionären Regimes führt.

Gefahr der imperialistischen Intervention
Der  Iran  ringt  mit  anderen  reaktionären  Staaten  wie  Israel,  Türkei  und
Saudi-Arabien  um  die  regionale  Vormachtstellung  im  Nahen  Osten.  Die
gesamte Region steht im Zentrum des Kampfes um die Neuaufteilung der
Welt  zwischen  den  USA,  Russland  und  anderen  imperialistischen
Großmächten. Trump, Netanyahu und die Saudische Monarchie sehen in der
derzeitigen sozialen  Bewegung im Iran sicherlich  eine  Chance für  einen
Regime-Change  und  werden  ihrerseits  versuchen,  auf  diese  Einfluss  zu
nehmen. Weiterhin ist die Bewegung selbst sehr vielseitig. Es protestieren
nicht  nur  Linke,  sondern  auch  Monarchisten,  Liberale,  die
Volksmodschahedin  und  sogar  religiöse  Fundamentalist_Innen.

Selbstverständlich  kann  es  passieren,  dass  die  Bewegung  von  den
imperialistischen Großmächten oder durch verfeindete Regionalmächte für
ihre eigenen Zwecke instrumentalisiert  wird oder Reaktionäre Kräfte  die



Führung übernehmen. Dies ist allerdings kein Grund für uns, den gegen das
islamische  Regime,  für  Grundrechte  und  eine  Verbesserung  der
Lebensbedingungen  protestierenden  Menschen  die  Solidarität  zu
verweigern.  Wir  werden  nicht  passiv  abwarten,  bis  die  Bewegung
eingeknickt  ist  oder  e ine  hoffent l ich  progressive  Führung
hervorbringt.Stattdessen müssen wir Druck aufbauen und auf die Repression
aufmerksam machen, die sozialen Forderungen und den Kampf gegen das
Regime unterstützen,  um sicherzustellen,  dass  diese  Bewegung zu  einer
revolutionären Kraft gegen die islamistische Diktatur und den Kapitalismus
wird.

Was tun?
In  der  Situation,  in  der  sich  der  Iran  gerade  zwischen  regionalen
Stellvertreter_innenkriegen, internationaler Isolation und den Versuchen der
imperialistischen  Einflussnahme  befindet,  können  die  Forderungen  der
aktuellen Massenproteste nur noch erfolgreich umgesetzt werden, wenn sie
eine  sozialistische  Perspektive  annehmen:  Wenn  die  Kontrolle  über  die
Wirtschaft nicht länger in den Händen der korrupten Herrschenden und den
wenigen  Besitzenden  liegt,  sondern  gesamtgesellschaftlich  für  die
Bedürfnisse  der  Menschen  geplant  wird.  Ohne  die  Enteignung  der
Herrschenden  können  keine  höheren  Löhne  und  politische  Freiheiten
erkämpft werden. Gegen die Gefahr der imperialistischen Intervention und
der  Herrschaft  der  Mullahs  werfen  wir  die  Losung  der  internationalen
proletarischen Revolution auf: DieArbeiter_Innenklasse muss sich selbst in
Räten organisieren, das islamische Regime stürzen und Forderungen nach
der Kontrolle und Verwaltung der Betriebe und Fabriken aufwerfen. Hierzu
gibt es im Iran bspw. auch die historische Erfahrung der Organisierung in
sogenannten Schoas, also Räten, die in der Revolution gegen den Schah 1978
entstanden  und  die  Selbstverwaltung  der  Betriebe  eigenhändig
durchsetzten.Jeder  Versuch,  ein  solches  Vorhaben  umzusetzen,  wäre
zweifellos  zum  scheitern  verurteilt,  solange  1.  keine  revolutionär-
marxistische Partei mit einer festen Verankerung in der Arbeiter_Innenklasse
existiert  und  2.  eine  etwaige  sozialistische  Revolution  auf  den  Iran
beschränkt bliebe und damit isoliert werden würde. Letztlich kann nur der



Aufbau einer solchen internationalen revolutionären Organisation im Iran
und überall auf der Welt zum Erfolg der Revolution führen. Darum sollten
alle linken, sozialistischen und revolutionären Gruppen im Iran sich in diesem
Prozess  am Aufbau  einer  revolutionär-sozialistischen  Arbeiter_Innenpartei
beteiligen.

Internationale Solidarität
Für uns als revolutionäre Marxist_Innen ist also klar, dass wir weltweit an
der Seite der Ausgebeuteten und Unterdrückten stehen müssen und uns mit
ihren Kämpfen auseinanderzusetzen haben. Für uns, die hier im Herzen des
europäischen  Imperialismus  leben,  bedeutet  praktische  internationale
Solidarität  vor  allem,  die  regen  Geschäfte  von  Teilen  der  Herrschenden
hierzulande  mit  der  iranischen  Regierung  aufzuzeigen  und  sich  der
Unterstützung  dieser  sowie  der  imperialistischen  Einflussnahme
Deutschlands und der EU entgegenzustellen. Gleichzeitig müssen wir auch
Komplotte des deutschen Kapitals mit den USA, Saudi-Arabien und Israel
bekämpfen,  die  im  Iran  lediglich  ihre  eigenen  imperialistischen  und
regionalen Interessen verfolgen,  sich aber sonst  nicht  um die  iranischen
Jugendlichen  und  Werktätigen  scheren.  In  Berlin  haben  wir  hierzu  die
Kundgebung  der  iranischen  Community  in  Solidarität  mit  den  Protesten
gegen die reaktionäre iranische Regierung unterstützt; In Dresden waren wir
maßgeblich an der Organisierung einer ersten Soli-Kundgebung beteiligt,
wodurch erstmals eine Vernetzung stattfinden konnte – auf einer von uns
durchgeführten Soliveranstaltung haben wir gemeinsam mit Menschen aus
der iranischen Community und linken Einzelpersonen die Gründung eines
Solidaritäts-Komitees beschlossen, um weitere Gruppen und Menschen in die
Soliarbeit  mit  einzubinden.  Unser  nächster  Schritt  ist  die  Organisierung
einer  Demonstration  am  30.01.18:  an  diesem  Tag  wird  ein  weltweiter
Aktionstag in Solidarität mit der iranischen Rebellion stattfinden.

 



Darum fordern wir:
Die  Einstellung  jeglicher  Rüstungsexporte  an  alle  reaktionären
Regimes
Die sofortige Freilassung aller politischen Gefangenen im Iran
Die Abschaffung der  Todesstrafe  und Beendigung von Folter  und
Mord an Aktivist_Innen
Die sofortige Auszahlung aller zurückgehaltenen Gehälter
Ein  umfassendes  Investitions-  und  Sozialprogramm,  um  die
Arbeitslosigkeit und die Armut zu bekämpfen – finanziert durch die
massenhafte Enteignung der Besitzenden im Iran
Die  Vergesellschaftung  des  Großgrundbesitzes,  der  Fabriken  und
Betriebe unter demokratischer Kontrolle und Verwaltung durch die
Werktätigen
Und den Sturz des iranischen Regimes mit dem Ziel der Errichtung
einer  Regierung der  Arbeiter_Innen,  Bauern und Bäuerinnen,  der
städtischen Armut und der Jugend
Nieder mit dem iranischen Regime! Für eine Sozialistische, säkulare
Räteföderation Nahost! Hoch die internationale Solidarität!

Stoppt den aggressiven Vorstoß
der USA im Nahost-Konflikt!
Im Alleingang hat US-Präsident Trump heute Jerusalem als die Hauptstadt
Israels anerkannt und verkündet, die US-Botschaft somit von Tel Aviv nach
Jerusalem  verlegen  zu  wollen.  Während  der  israelische  Staat  den
palästinensischen Teil Jerusalems bereits seit Jahrzehnten faktisch annektiert
hat, folgt nun quasi das diplomatische „OK“ der US-Regierung.

Damit  machen  die  USA  ein  weiteres  Mal  deutlich,  dass  der  von  ihnen
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initiierte „Friedensprozess“ mit  Jerusalem als  geteilter  Hauptstadt zweier
Staaten (die sogenannte „Zwei-Staaten-Lösung“) vollends gegen die Wand
gefahren  ist.  Während  Israels  Ministerpräsident  den  Vorstoß  der  USA
begrüßte,  rückt  das  faule  Versprechen  an  die  Palästinenser_Innen,  die
Besatzung zu beenden und einen eigenen souveränen Staat zu bekommen, in
noch weitere Ferne.  Trump demonstriert  dabei,  dass er entschieden und
konsequent an der Seite Israels steht. Wir vermuten, dass dieser Vorstoß ein
Zeichen dafür ist,  dass die Partnerschaft mit Israel in Zukunft eine noch
größere Bedeutung im Rahmen der US-Militärstrategie im „Nahen Osten“
spielen wird. Und das könnte ziemlich gefährlich werden: Erst vor Kurzem
hat der zweitwichtigste US-Partner in der Region – Saudi Arabien – dem
Libanon  mit  Krieg  gedroht  und  auch  Israel  hat  bereits  mehrere
Militärübungen  dicht  an  der  libanesischen  Grenze  durchführt.

Aggressive  außenpolitische  Interventionen  zu  starten,  wenn  einem  der
eigene  Laden  um  die  Ohren  fliegt,  ist  ein  altbekannter  Schachzug
verschiedenster  US-Regierungen.  Auch das gerade währende Manöver in
Südkorea mit mehr als 12 000 US-amerikanischen Soldat_Innen unmittelbar
vor der nordkoreanischen Grenze unterstreicht das umso mehr. Auch, dass
der  UN-Sicherheitsrat  extra  zwei  Sondersitzungen  in  den  letzten  zwei
Wochen, eben wegen dieser Politik Trumps, einberufen hat, beschreibt die
zugespitzte Situation und den Beef unter den imperialistischen Staaten. Der
verzweifelte  Versuch  der  wirtschaftlich  angeschlagenen  (ehemals
uneingeschränkten)  Ordnungsmacht  USA,  über  aggressive  Außenpolitik
Stabilität zu suggerieren und die eigene Stellung gegenüber den anderen
imperialistischen  Staaten  zu  wahren,  wird  unabsehbare  Folgen  für  die
internationale Arbeiter_Innenklasse haben.

In  den  palästinensischen  Gebieten  hat  Trumps  Ankündigung,  die  US-
Botschaft nach Jerusalem zu verschieben, bereits an verschiedensten Orten
für Proteste,  Demonstrationen und Widerstand gesorgt.  Ein Generalstreik
legte  zudem  viele  öffentliche  Institutionen  und  Geschäfte  lahm.  Israel
reagierte  darauf  bereits  mit  harter  Repression.  Derweil  werden  weitere
Truppen in die palästinensischen Gebiete verlegt, um kommende Aufstände
niederschlagen zu können.



Unsere Solidarität gebührt dem palästinensischen Widerstand gegen die US-
Aggression!

Schluss mit der israelischen Besatzung und den Unterstützungszahlungen
seiner imperialistischen Verbündeten!

Für ein Ende jeglicher imperialistischer Interventionen im „Nahen Osten“!

Internationale  Solidarität  kann  dabei  nur  aus  der  weltweiten
Arbeiter_Innenklasse kommen.  Denn die  Tatsache,  dass  zum Beispiel  die
Türkei oder Russland Trumps Vorstoß kritisiert haben, liegt nicht daran, dass
sie  Schicksal  der  Palästinenser_Innen interessiert.  Sie  verfolgen lediglich
eine  andere  Strategie  in  der  Region.  Nur  die  palästinensischen  Massen
selber werden im Schulterschluss mit der gesamten Arbeiter_Innenklasse im
„Nahen Osten“ ein sozialistisches und säkulares Palästina mit Jerusalem als
Hauptstadt  erkämpfen  können,  in  dem  jeder  Mensch,  unabhängig  von
Hautfarbe oder Religion in Frieden leben können wird.


